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1
Einleitung 

Flexicurity – die begriffliche Verknüpfung
von flexibility und security – ist in einer be-
merkenswert kurzen Zeit zur politischen
Attraktion geworden (Jørgensen/Madsen
2007). Flexicurity gilt zurzeit als das ge-
fragteste Konzept für Reformen der Ar-
beitsmärkte, der Arbeitsgesetzgebung und
der Beschäftigungspolitik in der Europäi-
schen Union (EU). Die EU-Kommission
definiert Flexicurity dabei eher wage als ei-
ne integrative Strategie, um gleichzeitig die
Flexibilität und die soziale Sicherheit auf
dem Arbeitsmarkt zu erhöhen (European
Commission 2007a, S. 4).

Dänemark gilt als Paradebeispiel für
den Flexicurity-Ansatz. Hier wird ein fle-
xibler Arbeitsmarkt mit einer großzügigen
sozialen Absicherung und einer aktiven Ar-
beitsmarktpolitik kombiniert – eine Ver-
bindung, die auch unter den Namen „gol-
denes Dreieck” bekannt geworden ist
(OECD 2004; Ministry of Labour 1999).

In der Literatur wird der dänische Fle-
xicurity-Ansatz häufig als ein Arbeits-
marktmodell aufgefasst, das auf den re-
gulären Arbeitsmarkt für Normalarbeits-
verhältnisse zielt (Madsen 2003, 2004;
Bredgaard et al. 2005). Eines der Haupt-
merkmale des dänischen Beschäftigungs-
systems ist der relativ niedrige Kündi-
gungsschutz (OECD 2004, Abschnitt 2).
Aus diesem Grund verzichten die däni-
schen Arbeitgeber bisher weitgehend auf
den Einsatz von atypisch Beschäftigten.
Vereinfacht ausgedrückt können die Nor-
malbeschäftigten aufgrund ihrer großen

beit, Schwarzarbeit, Familienarbeit usw.
einschließen (Kalleberg 2000, S. 343f.). Wir
bleiben hier jedoch bei der konventionellen
europäischen Definition von atypischer
Beschäftigung, die sich eher auf die bedeu-
tendsten Gruppen nicht standardisierter
Beschäftigung bezieht: Teilzeitarbeit, Befris-
tung, Leiharbeit und Selbstständigkeit. Als
eine besondere dänische Ergänzung haben
wir auch die wachsende Zahl der soge-
nannten Flexjobs einbezogen; das sind Ar-
beitsplätze mit auf Dauer gewährten Lohn-
zuschüssen, die Personen mit einge-
schränkter Arbeitsfähigkeit vorbehalten
sind.

Flexicurity und atypische Beschäftigung 
in Dänemark

Thomas Bredgaard, Flemming Larsen,
Per Kongshøj Madsen, Stine Rasmussen

Das Verhältnis von atypischer Beschäftigung und Flexicurity in Dänemark ist bisher nicht detailliert untersucht worden. Das ist wahr-
scheinlich auf die weit verbreitete Annahme zurückzuführen, dass die Nutzung von atypischen Beschäftigungsverhältnissen in Däne-
mark vergleichsweise geringfügig sei und diese darüber hinaus schon gut geschützt wären. Da die Beschäftigungsmobilität der nor-
malen Arbeitnehmerschaft hoch sei – so die weitere Vermutung – müssten dänische Arbeitgeber nicht auf „atypische“ Beschäfti-
gungsverhältnisse ausweichen, um ihr Bedürfnis nach extern-numerischer Flexibilität zu befriedigen. Ein genauerer Blick auf die Ab-
sicherung atypischer Beschäftigung legt jedoch weitere Erklärungen nahe.

beruflichen Mobilität und hohen Fluktua-
tion als zeitlich befristete Arbeitnehmer be-
zeichnet werden (Bredgaard et al. 2005,
2006).

Das Arbeitslosenversicherungssystem
dient zudem als flexibilisierungsförderndes
Mittel, das die Mobilität und die Risi-
kofreude der Arbeitnehmer fördert. Für
diejenigen, die Schwierigkeiten haben, eine
neue Anstellung zu finden, soll im Idealfall
außerdem die aktive Arbeitsmarktpolitik
dazu beitragen, die Qualifikation und Mo-
tivation zu steigern und so Chancen zur
Reintegration in den Arbeitsmarkt zu
schaffen (Madsen 2003, 2004, 2005, 2006).

Dieses Bild ist jedoch nicht präzise ge-
nug. Im Folgenden analysieren wir deshalb
das Verhältnis zwischen dänischer Flexi-
curity und atypischer Beschäftigung. Zu-
nächst untersuchen wir dabei den Zusam-
menhang zwischen Kündigungsschutz und
atypischer Beschäftigung (Abschnitt 2). In
einem zweiten Schritt beschreiben wir die
Verbreitung, Entwicklung und Regulierung
dieser „atypischen“ Beschäftigungsverhält-
nisse in Dänemark (Abschnitt 3) und stel-
len zum Schluss die komplexen Zusam-
menhänge zwischen Flexicurity und atypi-
schen Beschäftigungsformen in Dänemark
dar (Anschnitt 4).

Unter atypischer Beschäftigung verste-
hen wir die Haupttypen nicht standardi-
sierter Beschäftigungsformen, die von einer
unbefristeten abhängigen Vollzeitbeschäf-
tigung bei einem Arbeitgeber abweichen.
Wenn atypische Beschäftigung in diesem
Sinne als Gegensatz zur standardisierten
Beschäftigung aufgefasst wird, kann sie
auch Werkverträge, Heimarbeit, Telearbeit,
verschiedene flexible Arbeitszeitmodelle,
Job-Sharing, Nebenverdienste, Saisonar-
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2
Kündigungsschutz und 
„atypische“ Beschäftigung

Diskutiert man den Zusammenhang zwi-
schen der gesetzlichen Regelung des Kün-
digungsschutzes und der Verbreitung von
atypischer Beschäftigung in Dänemark, so
begegnet man einigen gängigen Annahmen:
Im Zeitalter raschen technologischen Wan-
dels, internationalisierter Arbeitsmärkte
und individualisierter Lebensentwürfe ge-
höre das stabile Langzeitbeschäftigungs-
verhältnis der Vergangenheit an. Ein stren-
ger Kündigungsschutz fördere (auch wegen
der veränderten Bedingungen) atypische
Beschäftigung. Folglich sei ein geringerer
Kündigungsschutz ein Weg zur Vermei-
dung segmentierter Arbeitsmärkte. Da der
dänische Arbeitsmarkt von Normalarbeits-
verhältnissen und ihm äquivalenten Be-
schäftigungsformen geprägt ist, wird da-
raus geschlussfolgert, dass der in Dänemark
schwach ausgeprägte Kündigungsschutz die
Dominanz des Normalarbeitsverhältnisses
auch in der heutigen Zeit erklärt. Bei nähe-
rem Hinsehen muss man dieses Bild jedoch
modifizieren.

Die erste Annahme inspirierte zur Um-
orientierung der sozialen Absicherung weg
von der Arbeitsplatzsicherheit (Kündi-
gungsschutz) hin zur Beschäftigungssicher-
heit im Sinne von Förderung der Qualifi-
kation und verbesserter Vermittlung in Ar-
beit sowie finanzieller Kompensation bei
Übergängen. Es liegen allerdings kaum 
empirische Beleg dafür vor, dass sichere 
Arbeitsplätze in Dänemark ein Auslaufmo-
dell sind. Im Gegenteil: Schon Auer/Cazes
(2003) stellten eine überraschend hohe Sta-
bilität der Beschäftigungsverhältnisse im
Zeitverlauf fest. Die durchschnittliche Be-
schäftigungsdauer hat sich in der Zeit von
1992 bis 2005 kaum verändert (Auer 2007).

Die zweite Annahme unterschlägt zu-
nächst, dass ein strenger Kündigungsschutz
für Arbeitnehmer in Normalarbeitsverhält-
nissen durch verschiedene Arten der Flexi-
bilität aufgefangen werden kann, um die
Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit zu
erhalten. Nicht nur externe Flexibilisierung
(durch Arbeitnehmer in nicht standardi-
sierten Beschäftigungsverhältnissen), auch
interne Flexibilisierung (funktionale Flexi-
bilität, Flexibilisierung der Arbeitszeiten
oder Lohnflexibilität) ist denkbar. Trotz-
dem ergibt die Analyse des OECD-Indika-

tors zur Stärke der Arbeitsmarktregulie-
rung (EPL) in Normalarbeitsverhältnissen
und des Eurostat Indikators zum Anteil der
Arbeitnehmer mit befristeten Verträgen,
dass eine strenge Regulierung von Normal-
arbeitsverträgen zu einem erhöhten Auf-
kommen von befristeter Beschäftigung
beiträgt (Abbildung 1).

Wie erwartet, befinden sich die Länder
mit einem geringeren Kündigungsschutz
(wie Dänemark und Großbritannien) in
der unteren linken Seite der Abbildung,
während Länder mit strengerem Schutz
(wie Portugal und Spanien) in der oben
rechten Hälfte liegen. Gleichwohl ist die
statistische Beziehung (= Steigung der Ge-
raden) zwischen der Stärke der Arbeits-
marktregulierung und dem Anteil der Ar-
beitnehmerschaft in befristeten Arbeitsver-
hältnissen nur schwach ausgeprägt. Die Eu-
ropäische Kommission verweist darauf,
dass die partielle Einschränkung des Kün-
digungsschutzes (wie im Fall von befristet
Beschäftigten) einen dualen Arbeitsmarkt
mit ungesicherten befristeten Arbeitsplät-
zen und sicherer, aber unflexibler regulärer
Beschäftigung schaffen könnte (European
Commission 2006, S. 90).

Die dritte Annahme – Dominanz des
Normalarbeitsverhältnisses und äquivalen-
ter Formen bei geringer Verbreitung atypi-
scher Beschäftigung – wird im Folgenden
in zweierlei Hinsicht untersucht. Einerseits
stellen wir die Verbreitung atypischer For-
men dar, andererseits nehmen wir die Ein-
bindung atypischer Beschäftigung in die
dänische Flexicurity in den Blick. Denn es
gilt zu klären, ob die Absicherung der vor-

handenen atypischen Beschäftigung als
dem Normalarbeitsverhältnis äquivalent
angesehen werden kann.

3
Atypische Beschäftigung 
in Dänemark 

Wie stellt sich die atypische Beschäftigung
quantitativ dar? Auffällig für Dänemark ist
die bemerkenswerte Stabilität des Anteils
der Atypischen an der Gesamtbeschäfti-
gung im Zeitverlauf: Teilzeit, Befristung
und Selbstständigkeit blieben seit Mitte der
1990er Jahre fast auf dem gleichen Niveau,
während Teilzeit und Befristung im EU-15-
Durchschnitt erheblich zunahmen. Die
Selbstständigenquote ging in Dänemark
wie in der EU-15 leicht zurück (European
Commission 2007b, S. 286). Der Anteil der
Flexjobs, eine dänische Besonderheit, stieg
seit ihrer Einführung stark an; im Jahr 2006
lag ihr Anteil bei 1,7 % der Erwerbstätigen.

Im Vergleich zu den Ländern der EU-
15 gibt es in Dänemark zwar ein viel nied-
rigeres Aufkommen von Selbstständigkeit
(6 % in Dänemark und 15 % in der EU-15)
und weniger Befristung (9 % in Dänemark
und 15 % in der EU-15), aber der Anteil
von Teilzeitbeschäftigung liegt in Däne-
mark (24 %) höher als in der EU-15 (21 %).
Wie auch in anderen EU-Mitgliedsländern
gibt es darüber hinaus bedeutende ge-
schlechtsspezifische Unterschiede in der
Verteilung von „atypischen“ Beschäfti-
gungsverhältnissen. Im Jahr 2006 waren
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35 % aller weiblichen Beschäftigten in Teil-
zeit tätig (im Vergleich zu 13 % der Män-
ner) und nur 4 % der Frauen waren selbst-
ständig (im Vergleich zu 8 % der Männer)
(European Commission 2007b, S. 290).

Im folgenden Teil analysieren wir die
gesetzliche Regulierung der verschiedenen
Formen atypischer Beschäftigung in Däne-
mark. Mit Bezug auf die Standards in Nor-
malarbeitsverhältnissen definieren wir Un-
sicherheit in Anlehnung an die Flexicurity-
Matrix (Wilthagen 1998; Wilthagen/Tros
2004) als ein geringeres Ausmaß an Ar-
beitsmarktregulierungen (EPL), sozialer
Sicherheit, Beschäftigungsschutz (Beschäf-
tigungsfähigkeit) und Absicherung der Ver-
einbarkeit von Arbeit und Leben (Work-
Life Balance). So können wir die Frage be-
antworten, ob Personen in atypischen Be-
schäftigungsverhältnissen das gleiche Ni-
veau des sozialen Schutzes genießen, wie re-
gulär Beschäftigte.Wir untersuchen haupt-
sächlich die formale Ebene des Schutzes in
Rahmen von Gesetzen und Kollektivver-
einbarungen1; die Umsetzung dieser Regu-
lierung nur, wenn empirische Erkenntnis-
se vorliegen.

3.1 TEILZEITARBEIT

Nach Angaben der in Dublin ansässigen
Europäischen Stiftung zur Verbesserung
der Arbeits- und Lebensbedingungen legen
empirische Befunde nahe, dass Teilzeitar-
beit in Europa insgesamt mit schlechteren
Arbeitsbedingungen als Vollzeitarbeit ein-
hergeht. Teilzeitbeschäftigte geben an, we-
niger Möglichkeiten zu haben, an Weiter-
bildungen teilzunehmen und ihre Lauf-
bahnentwicklung zu beeinflussen. Sie wei-
sen eine niedrigere Beschäftigungsdauer,
geringere Lohn- und Gehaltsniveaus, einen
eingeschränkten Zugang zu Zusatzleistun-
gen und zu Leistungen der sozialen Siche-
rung auf. Auf der anderen Seite geben Teil-
zeitbeschäftigte aber auch weniger berufs-
bezogene Gesundheitsprobleme an und 
erreichen häufiger ein ausgewogeneres Ver-
hältnis von Arbeit und Leben (Work-Life
Balance). Zwischen den Ländern existieren
diesbezüglich jedoch erhebliche Unter-
schiede (Eurofound 2003, S. 2).

In Dänemark ist Teilzeitarbeit ebenso
weit verbreitet wie konstant. Sie wird nicht
als atypische oder prekäre Arbeit aufgefasst,
sondern eher als normale Beschäftigungs-
form mit kürzeren Arbeitszeiten (Madsen/
Petersen 2000, S. 61). Wie in anderen eu-
ropäischen Ländern ist Teilzeitarbeit in be-

stimmten Sektoren überrepräsentiert (ins-
besondere Handel, Hotel- und Gaststätten-
gewerbe und öffentlicher Dienst). Diese
Konzentration bewirkt auch, dass ein hö-
herer Anteil der Teilzeitbeschäftigten einen
niedrigeren sozio-ökonomischen Status
aufweist (Wehner et al. 2002, S. 10).

Das heißt jedoch nicht, dass alle Teil-
zeitbeschäftigten freiwillig in dieser Be-
schäftigungsform arbeiten. Im Jahr 2002
gaben 16 % aller Teilzeitarbeiter in Däne-
mark im Labour Force Survey als Grund für
ihre Teilzeitarbeit an, dass sie keine Voll-
zeitstelle finden konnten. Der Anteil un-
freiwilliger Teilzeitbeschäftigung lag da-
mit über dem EU-Durchschnitt von 14 %,
aber weit unter den Anteilen, die für Grie-
chenland (44 %), Finnland (31 %), Italien
(31 %), Frankreich (24 %) und Schweden
(22 %) berichtet werden (Eurofound 2003,
S. 9). Ungefähr die Hälfte aller Teilzeitbe-
schäftigten in Dänemark gab an, dass der
Hauptgrund für ihre Teilzeitarbeit darin
besteht, dass sie nicht Vollzeit arbeiten wol-
len. Zusätzlich arbeiten ungefähr 30 % in
Teilzeit, weil sie in Aus- und Weiterbil-
dungsaktivitäten eingebunden sind (wie
beispielsweise Studenten). Folglich kann
80 % der Teilzeitbeschäftigung als freiwillig
bezeichnet werden. Die Motive unterschei-
den sich nach Geschlecht: 60 % der Män-
ner arbeiten in Teilzeit, weil sie Arbeit und
Bildung kombinieren wollen, während
58 % der Frauen keine Vollzeitstelle haben
möchten, unter anderem um die Work-
Life Balance zu verbessern (Wehner et al.
2002, S. 4).

Die Regulierung der Teilzeitarbeit be-
ruht auf Kollektivvereinbarungen und Ge-
setzen. Zum Beispiel wurde im Jahr 2001
die EU-Richtlinie zur Teilzeitarbeit aus
dem Jahr 1997 für die Privatwirtschaft von
den Sozialpartnern umgesetzt. Ergänzende
Vereinbarungen wurden auch zwischen
den Sozialpartnern, die verschiedene Be-
schäftigungsgruppen im öffentlichen Dienst
vertreten, abgeschlossen. Das wichtigste
Ziel war, eine unterschiedliche Behandlung
von Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigten zu
verhindern, außer wenn objektive Gründe
hierfür sprechen.

Im Jahr 2002 wurde von der liberal-
konservativen Regierung ein neues Teil-
zeitgesetz erlassen. Das Gesetz stieß bei den
Gewerkschaften auf Kritik: Zum einen sah
man es als Einmischung in das traditionel-
le dänische Modell der freiwilligen Kollek-
tivverhandlungen, zum anderen fürchtete
man, dass Arbeitnehmer mit Vollzeitstel-

len zur Aufnahme von Teilzeitarbeit ge-
zwungen werden könnten. Das Teilzeitge-
setz verfolgte allerdings eher die Absicht,
Hindernisse, die in Kollektivvereinbarun-
gen für die Teilzeitarbeit bestanden, aus-
zuräumen. Nun haben Arbeitnehmer bei
Zustimmung des Arbeitgebers die Mög-
lichkeit, von Vollzeit auf Teilzeit zu wech-
seln. Außerdem muss der Arbeitgeber eine
Entschädigung zahlen, wenn ein Arbeit-
nehmer aufgrund seiner Arbeitszeitwün-
sche entlassen wurde, sei es die Weigerung
oder die Absicht, Teilzeit zu arbeiten. Folg-
lich garantiert das Gesetz nicht dem Ar-
beitnehmer ein Recht auf Teilzeit, sondern
bietet sie nur als Option an, wenn der Ar-
beitgeber zustimmt. Das Gesetz gilt nur für
bereits Beschäftigte, nicht aber für Neuein-
stellungen. Hier gibt es weiterhin einige
Hindernisse für Teilzeitarbeit, wie etwa 
eine zahlenmäßige Begrenzung der Teil-
zeitkräfte, die Regelung, dass Teilzeitarbeit
nicht Vollzeitarbeit substituieren darf und
dass Teilzeitbeschäftigung mit den gewerk-
schaftlichen Interessenvertretern im Be-
trieb (Shop Stewards)2 abgestimmt werden
muss (Danish Confederation of Trade 
Unions 2004). Seit das Gesetz 2002 in Kraft
getreten ist, hat die Verbreitung von Teil-
zeitarbeit um vier Prozentpunkte zuge-
nommen.

Werden Teilzeitbeschäftigte arbeitslos,
haben sie den gleichen Einkommensschutz
wie Vollzeitbeschäftigte. Beide können Mit-
glieder eines Arbeitslosenversicherungs-
fonds werden. Eine Teilzeitversicherung ist
für Personen verfügbar, die weniger als 30
Stunden pro Woche arbeiten. Die Beiträge
und die Versicherungsleistungen sind für
Teilzeitbeschäftigte niedriger. Die Leistun-
gen dürfen zwei Drittel der Leistungen für

1 Die Regulierung von Beschäftigungsverhältnissen
erfolgt auf drei Wegen: auf Ebene der Europäi-
schen Kommission durch Richtlinien, auf Ebene
der Nationalstaaten entweder durch Gesetze oder
Kollektivvereinbarungen der Tarifparteien. In Dä-
nemark war strittig, ob Kollektivvereinbarungen
ausreichen, um EU-Richtlinien für alle verbindlich
umzusetzen. Mittlerweile setzen die Sozialpartner
die Richtlinien in Kollektivvereinbarungen um und
die nationale Arbeitsgesetzgebung ergänzt dies
gesetzlich so, dass auch solche Arbeitgeber und
Arbeitnehmer abgedeckt sind, die nicht unter die
Kollektivvereinbarungen fallen (erga omnes). Das
langfristige Überleben dieses Umsetzungsmodells
ist jedoch noch immer unklar (Nedergaard 2004).

2 Zur betrieblichen Vertretung von Arbeitnehmer-
interessen im sogenannten Single-Channel-Sys-
tem vgl. Dølvik in diesem Heft.
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ben Konditionen wie unbefristet Beschäf-
tigten gewährt werden. Außerdem sind die
Arbeitgeber verpflichtet, befristete Arbeit-
nehmer über freie Stellen im Unternehmen
zu unterrichten, um ihnen Chancen auf
eine unbefristete Anstellung zu geben. Ein
weiterer wichtiger Auftrag des Gesetzes war
es, befristete Arbeitnehmer gegen miss-
bräuchliche Kettenbefristungen zu schüt-
zen, indem Verlängerungen nur auf Basis
objektiver Gründe wie Mutterschaftsur-
laub, Krankheit oder Fertigstellung eines
Projektes zulässig sind. In einigen Berei-
chen des Arbeitsmarktes (wie Lehre und
Forschung) kann ein befristeter Vertrag
nur zwei Mal verlängert werden.

Die OECD hat einen Index für die Stär-
ke der Regulierung zeitlich befristeter Be-
schäftigung entwickelt (OECD 2004). Der
Index misst die Beschränkungen in der
Nutzung von befristeter Beschäftigung und
Leiharbeit für Unternehmen im Hinblick
auf den Einsatzbereich und ihre maximale
Einsatzdauer (Abbildung 2).

Der Durchschnitt der Regulierungs-
stärke von Befristung und Leiharbeit liegt
in Dänemark etwas unter dem EU-Niveau.
Während die Stärke der Regulierung be-
fristeter Verträge in Dänemark über dem
Durchschnitt liegt, ist Leiharbeit weit un-
terdurchschnittlich reguliert. Diese Einstu-
fung ergibt sich einerseits aus der erlaubten
Höchstzahl der Verlängerungen als auch
aus der kumulierten Höchstdauer (30 Mo-

2003). Ungefähr ein Drittel der in befriste-
ten Verträgen arbeitenden Personen wählt
diese Beschäftigungsform, weil sie keine un-
befristete Stelle finden (zwei Drittel hier-
von Frauen) (Statistics Denmark 2004).
Befristete Arbeitnehmer erhalten eine ge-
ringere Entlohnung als unbefristet Be-
schäftigte. Die Entlohnung weicht um 6 %
bis 7 % ab (Eriksson/Jensen 2003, S. 13), bei
einem höheren Risiko für Befristete, einen
Niedriglohn, also weniger als 60 % des Me-
dianlohns, zu beziehen (Gash 2005). Zu-
dem erhöht eine vorhergehende befristete
Beschäftigung die Chancen, wieder eine
befristete Anstellung zu erhalten (Eriksen
und Jensen 2003), sodass die Wahrschein-
lichkeit steigt, über einen längeren Zeit-
raum befristet beschäftigt zu sein.

Auch befristete Verträge werden durch
Gesetze und Kollektivverträge reguliert.
Mit Ausnahme der Kündigungsfrist wer-
den befristete Arbeitnehmer im Allgemei-
nen von denselben Kollektivvereinbarun-
gen und Gesetzen erfasst wie unbefristete
Arbeitnehmer (beispielsweise bezüglich
Urlaub, Seniorität, Krankengeld usw.).

Seit 2003 fallen alle befristet Beschäf-
tigten unter das Gesetz zu befristeten Ver-
trägen (Lov om Tidsbegrænsede Ansættelser).
Dieses Gesetz geht auf eine EU-Richtlinie
aus dem Jahr 1999 zurück. Die Richtlinie
verfolgte überwiegend das Ziel, die Qua-
lität von befristeten Verträgen in allen EU-
Ländern zu verbessern, indem sicherge-
stellt werden sollte, dass befristeten Arbeit-
nehmern dieselben Möglichkeiten und
Rechte wie Arbeitnehmern in Normalar-
beitsverhältnissen eingeräumt werden. So
muss zum Beispiel befristeten Arbeitneh-
mern Zugang zur Weiterbildung zu densel-

versicherte Vollzeiterwerbstätige nicht über-
schreiten. Ferner können teilzeitversicherte
Arbeitslose, die eine neue Beschäftigung
unter 30 Wochenstunden annehmen, zu-
sätzlich Arbeitslosenversicherungsleistun-
gen in Anspruch nehmen (für die Dauer
von 52 Wochen innerhalb der letzten 70
Wochen).3

Um das effektive Arbeitsangebot von
bisher Teilzeitbeschäftigten zu erhöhen, hat
die Regierung vor Kurzem die Höchstdau-
er der zusätzlichen Transferleistungen auf
30 Wochen reduziert. Neben der Aufsto-
ckung der Löhne einiger Teilzeitbeschäftig-
ter werden auch Zusatzleistungen ausge-
zahlt, um Arbeitnehmer in Branchen mit
saisonaler Fluktuation zu halten.

Im Allgemeinen gelten für Teilzeitbe-
schäftigte die gleichen Kollektivverträge
und Gesetze wie für Vollzeitbeschäftigte.
Auch im Hinblick auf das kollektivvertrag-
liche Rentensystem gehören sie demselben
System an, allerdings mit proportional re-
duzierten Beiträgen und Leistungen. Zu-
sammenfassend wurde Teilzeitarbeit zu ei-
ner institutionalisierten und regulierten
Beschäftigungsform auf dem dänischen
Arbeitsmarkt, die in vieler Hinsicht regulä-
rer Vollzeitarbeit gleicht.

3.2 BEFRISTUNG

Eine weitere Form atypischer Beschäfti-
gung, die befristete Beschäftigung, gewinnt
in Europa an Bedeutung. Befristete Arbeits-
verträge enden vereinbarungsgemäß zu ei-
nem bestimmten Zeitpunkt ohne weitere
Ankündigungen, sei es ein fixiertes Datum,
der Abschluss einer bestimmten Aufgabe
oder die Rückkehr eines temporär vertrete-
nen Arbeitnehmers (Danish Employers 
Association 1999,S. 204; Hasselbalch 2003).
Der Anteil von Arbeitnehmern mit befris-
teten Verträgen blieb in Dänemark, abgese-
hen von einem leichten Rückgang von un-
gefähr 11 % im Jahr 1996 auf 9 % im Jahr
2007, über die Jahre hinweg weitgehend
stabil, während der Anteil in den EU-15
Ländern in der gleichen Periode von 12 %
auf 15 % anstieg. Die Verbreitung von be-
fristeten Verträgen ist in Dänemark im Ver-
gleich zu einer Reihe anderer EU-Staaten
also eher gering.

Die wenigen vorliegenden Studien zu
befristeten Arbeitsverträgen in Dänemark
zeigen, dass die Wahrscheinlichkeit, einen
befristeten Arbeitsvertrag zu bekommen,
bei Frauen und niedrig qualifizierten Per-
sonen am größten ist (Eriksson/Jensen

3 Im Jahr 2006 haben ungefähr 12.000 Personen
(Vollzeitäquivalente) zusätzliche Arbeitslosenversi-
cherungsleistungen erhalten (Danish Employers
Association 2007, S. 19).
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nate) befristeter Verträge, die zum Teil Ge-
genstand von Kollektivverträgen sind.4 An-
dererseits gibt es keine gesetzlichen Ein-
schränkungen für den Einsatz von Leihar-
beit und auch keine Beschränkungen für
eine Wiederbeschäftigung von Leiharbei-
tern oder bezüglich ihrer Höchstein-
satzdauer (OECD 2004, S. 113f.).

Aus der Natur ihres Arbeitsvertrages
folgt, dass befristet Beschäftigte eine gerin-
gere Arbeitsplatzsicherheit haben als unbe-
fristete Arbeitnehmer.Wegen dieser imma-
nenten Arbeitsplatzunsicherheit ist es für
befristet Beschäftigte wichtig, Zugang zum
sozialen Sicherungssystem zu erhalten,
wenn sie arbeitslos werden. Hier entspricht
das dänische System der Einkommenssi-
cherung einem universalistischen Ansatz,
der weder bei den Rechten noch bei den
Pflichten zwischen Beschäftigungsformen
unterscheidet. Allerdings erhalten nicht
versicherte Arbeitslose staatliche Unter-
stützungsleistungen, während versicherte
Arbeitslose Versicherungsleistungen aus
dem Arbeitslosenversicherungsfonds be-
kommen. Die Anwartschaftsbedingungen
für Arbeitslosenversicherungsleistungen
können sich auf befristete Arbeitnehmer
jedoch negativ auswirken, denn um Leis-
tungen zu erhalten, muss man Mitglied ei-
nes Arbeitslosenversicherungsfonds sein
und innerhalb der letzten drei Jahre min-
destens 52 Wochen Mitgliedsbeiträge ent-
richtet haben.

3.3 LEIHARBEIT

Eine besondere Art der befristeten Beschäf-
tigung ist die Leiharbeit. Sie weicht von ei-
ner Befristung im klassischen Sinne ab, weil
die Zeitarbeitsagentur zwischen dem Ent-
leiher und dem Leiharbeiter vermittelt und
die Funktion des Arbeitgebers für Leihar-
beiter übernimmt. Nach Eurofound (2006)
war der Anteil der Leiharbeiter an allen Er-
werbstätigen in der EU-15 in Dänemark
am niedrigsten. Allerdings hat sich der An-
teil der Leiharbeiter in Dänemark zuletzt
verdreifacht und zwar von 0,3 % (1999) auf
0,9 % (2006). Dieser Anstieg ist insbeson-
dere auf den Wirtschaftsaufschwung seit
2004 und den Zuzug ausländischer Ar-
beitskräfte durch die EU-Erweiterung
zurückzuführen (AE-Rådet 2006).

Leiharbeit wird bisher nicht gesetzlich,
sondern durch Kollektivverträge reguliert.
Traditionell standen die Gewerkschaften
der Leiharbeit ablehnend gegenüber, da 
sie negative Effekte für das Lohnniveau 

und die Arbeitsbedingungen von Personen
in Normalarbeitsverhältnissen fürchteten.
Heute sind Leiharbeit und andere Formen
„atypischer“ Beschäftigung als dauerhafte
Arbeitsmarktphänomene akzeptiert, die in
das System der Kollektivvereinbarungen
und -verhandlungen integriert wurden.
Das führte dazu, dass die Leiharbeitsbran-
che größtenteils von Kollektivverträgen ab-
gedeckt ist und Zeitarbeitsagenturen in
großem Umfang auch Mitglied der Arbeit-
geberverbände sind (Andersen 2007, S. 71).

Gleichwohl verbleibt eine Regulierungs-
lücke außerhalb der Kollektivverträge, so-
dass diese Form der Regulierung langfristig
wahrscheinlich nicht ausreichen wird. Im
Juni 2008 hat sich der Rat der Europäischen
Union in einer gemeinsamen Stellungnah-
me auf einen Vorschlag für eine Richtlinie
zur Leiharbeit mit dem Ziel geeinigt, das
Gleichbehandlungsprinzip sicherzustellen.
Obwohl die dänischen Sozialpartner die
Richtlinien innerhalb ihres Einflussbe-
reichs umsetzen können, werden zur Ab-
deckung der restlichen Arbeitnehmer wohl
zusätzliche Gesetze notwendig sein.

In verschiedenen Dimensionen von 
Sicherheit hat sich die Situation von Leih-
arbeitern in Dänemark zunehmend nor-
malisiert: In Bezug auf Entlohnung, Rente,
Urlaub, Krankengeld, Mutterschutz usw.
entsprechen die Bedingungen weitgehend
den Normalarbeitsverhältnissen. Wegen
des komplexen Beschäftigungsverhältnis-
ses kommt es jedoch immer noch zu Strei-
tigkeiten darum, ob der Kollektivvertrag
des Entleihbetriebs oder des Leiharbeits-
unternehmens angewendet werden soll
(und folglich, welche Bezahlung und Ar-
beitsbedingungen gelten). Außerdem stellt
sich in Zukunft die Herausforderung, die
Kollektivvereinbarungen auf die zuneh-
mende Anzahl ausländischer Arbeitskräfte
aus Ost- und Zentraleuropa auszuweiten
(Andersen 2007).

3.4 SOLO-SELBSTSTÄNDIGKEIT

Solo-Selbstständige werden oft als eine Ka-
tegorie von Erwerbstätigen zwischen Ar-
beitnehmern und Arbeitgebern definiert,
die sich durch das Merkmal auszeichnet,
dass die Arbeit ohne weitere abhängig Be-
schäftigte ausgeführt wird (Madsen/Peter-
sen 2000, S. 66f.). In der Literatur wird 
Solo-Selbstständigkeit häufig als eine Form
von „atypischer“ Beschäftigung bezeichnet,
die Arbeitslose wegen mangelnder alterna-
tiver Beschäftigungsmöglichkeiten auf dem

regulären Arbeitsmarkt ergreifen. Im All-
gemeinen scheint das aber in Dänemark
nicht der Fall zu sein, wo Solo-Selbststän-
digkeit vergleichsweise wenig verbreitet,
leicht rückläufig und größtenteils Ergebnis
einer freien Entscheidung ist.

Personen, die sich selbstständig ma-
chen, sind überdurchschnittlich gebildet,
das heißt, die Mehrzahl von ihnen sind
Facharbeiter oder verfügen über längere
Ausbildungen (Erhvervs- og Byggestyrel-
sen 2006, S. 24). Selbstständigkeit ist am
weitesten in den traditionellen Sektoren
Landwirtschaft und Fischerei verbreitet,
tritt aber auch im Baugewerbe und Dienst-
leistungsbereich häufiger auf, wo der
Wechsel in die Selbstständigkeit als Kar-
riereschritt für qualifizierte Arbeitskräfte
gilt.

Selbstständigkeit wird nicht mehr als
Strategie zur Vermeidung von Arbeitslosig-
keit aufgefasst, und es gibt auch keine ge-
zielten Programme mehr, Arbeitslose auf
dem Weg in die Selbstständigkeit zu unter-
stützen.5 Einzig unter ausländischen Ar-
beitskräften, wo sonst fehlende von Quali-
fikationen oder Diskriminierung den Zu-
gang zu bezahlter Arbeit erschweren, wird
Selbstständigkeit tatsächlich als alternati-
ver Zugang zu Beschäftigung begriffen
(Rezaei 2007).

Selbstständige haben – entsprechend
der universalistischen Konzeption – An-
sprüche auf dieselben Formen sozialer 
Sicherung (Arbeitslosenleistungen, Kran-
kengeld und Mutterschaftsleistungen) wie
abhängig Beschäftigte. In einigen Fällen
gelten jedoch besondere Regelungen. Das
betrifft die Arbeitslosenversicherung, wo
Selbstständige und ihre mithelfenden Ehe-
gatten freiwillig in zwei spezielle Arbeitslo-
senversicherungsfonds einzahlen können
und somit Leistungen in dem Fall erhalten,

4 In einer Umfrage im Jahr 2000 haben Madsen und
Petersen herausgefunden, dass 88 % aller Arbeit-
nehmer mit befristeten Verträgen von Kollektiv-
vereinbarungen erfasst wurden, 74 % waren Mit-
glied des Arbeitslosenversicherungsfonds und
70 % waren Mitglied einer Gewerkschaft (Mad-
sen/Petersen 2000, S. 74, 76).

5 Frühere Versuche, die Selbstständigkeit als Be-
schäftigungsmöglichkeit für Langzeitarbeitlose zu
fördern, wurden abgebrochen, weil sie nicht zu
den erwarteten Ergebnissen geführt haben, denn
die Mehrheit der Arbeitslosen, die an dem Pro-
gramm teilnahmen, brachten nicht die Qualifika-
tionen mit, die eine Selbstständigkeit erfordert
(Ploughmann/Buhl 1998).
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dass sie ihr Geschäft aufgeben müssen.6 In
ähnlicher Art und Weise können Selbst-
ständige oder mithelfende Familienan-
gehörige, die auch Anrechte auf staatliches
Krankengeld (einschließlich Mutter-
schaftsgeld und Elterngeld) nach zwei-
wöchiger Krankheit haben, eine freiwillige
Versicherung abschließen, die ihnen Er-
satzleistungen ab dem ersten oder dritten
Tag einer Krankheit oder Abwesenheit ge-
währt. Selbstständige und ihre Ehegatten
haben im Prinzip die gleichen Rechte auf
finanzielle Absicherung im Zusammen-
hang mit der Geburt eines Kindes wie ab-
hängig Beschäftigte. Die Vorrausetzungen
für Mutterschafts- und Elterngeld sind: In
den letzten zwölf Monaten vor der Leistung
müssen mindestens sechs Monate selbst-
ständiger Tätigkeit liegen, mit einer
wöchentlichen Arbeitszeit von mindestens
der Hälfte einer normalen Vollzeitstelle
(momentan 37 Stunden pro Woche); einer
davon direkt vor der Auszeit. Zuzahlungen
für den Einsatz einer Vertretung während
des Mutterschaftsurlaubs oder der Eltern-
zeit existieren nicht.

Obwohl eine Reihe von Initiativen mit
dem Ziel gestartet wurde, das Unterneh-
mertum gegenüber einer weit verbreiteten
„Kultur der abhängigen Beschäftigung“ zu
stärken, die Idee der Selbstständigkeit un-
ter Schülern und Studenten zu populari-
sieren und Gründer zu beraten und zu un-
terstützen, ist die soziale Absicherung von
Selbstständigen bisher kein Thema politi-
scher Kontroversen. Das ist wahrscheinlich
darauf zurückzuführen, dass Selbstständi-
ge vom allgemeinen „Sicherheitsnetz” des
dänischen sozialen Sicherungssystems ab-
gedeckt werden.

3.5 FLEXJOBS

Während die bisher erörterten Formen
atypischer Beschäftigung annähernd die
gleiche Regulierung bezüglich der Entloh-
nung und der Arbeitsbedingungen wie
Normalarbeitsverhältnisse aufweisen, gibt
es bei sogenannten Flexjobs wesentlich
stärkere Abweichungen.

Flexjobs wurden 1998 als Teil eines Ver-
suches eingeführt, den Zustrom in die Be-
rufsunfähigkeitsrente zu bremsen. Flexjobs
zielen auf Individuen mit langfristig einge-
schränkter Arbeitsfähigkeit ab und sollen
eine Alternative zur Berufsunfähigkeitsren-
te darstellen. Die Flexjobs werden mit dau-
erhaften Lohnzuschüssen subventioniert
und sind sowohl im privaten als auch öf-

fentlichen Sektor verfügbar.Wegen der ein-
geschränkten Arbeitsfähigkeit der Ziel-
gruppe reduziert sich die Anzahl der Ar-
beitsstunden und/oder Aufgaben je nach
Vereinbarung zwischen Arbeitgeber, der in
Flexjobs Beschäftigten und der lokalen
Behörde, die für die Administration des
Programms zuständig ist. Die lokalen Be-
hörden gewähren Arbeitgebern Lohnzu-
schüsse je nach Grad der reduzierten Ar-
beitsfähigkeit des Beschäftigten (Zweidrit-
tel oder die Hälfte der Entlohnung), sodass
die Personen mit Flexjobs unabhängig von
ihrer wöchentlichen Arbeitszeit den vollen
betriebsüblichen Lohn erhalten. Es liegen
auch starke wirtschaftliche Anreize für die
Verwaltung vor, Flexjobs für potenzielle
Rentenbezieher zu finden, da die dänische
Regierung für Flexjobs 50 % der Zuschüs-
se erstattet und bei der Berufsunfähigkeits-
rente nur 35 %.

Nach der Einführung der Flexjobs im
Jahr 1998 hat sich ihre Zahl sehr stark er-
höht und lag im Jahr 2006 bei 48.000 Per-
sonen (1,7 % der Erwerbstätigen, 20 % der
Anspruchsberechtigten für Berufsunfähig-
keitsrente). Das Programm wurde so be-
liebt, dass die Behörden, die für die Ver-
mittlung von entsprechenden Arbeitsstel-
len zuständig sind, Schwierigkeiten wegen
des großen Andrangs hatten. Eine zuneh-
mende Anzahl von ehemaligen Flexjob-
Beschäftigten empfangen sogenannte Flex-
arbeitslosenleistungen (11.000 Personen
im Jahr 2007), die 9 %–18 % niedriger lie-
gen als die normalen Arbeitslosenleistun-
gen. Als das Programm eingeführt werden
sollte, sprachen sich die Gewerkschaften
nämlich gegen die Aufnahme der Flexjob-
Beschäftigten in das Arbeitslosenversiche-
rungssystem aus und konnten die Regie-
rung davon überzeugen, ein paralleles, aber
weniger abgesichertes und nicht so attrak-
tives staatliches System für die Arbeitslo-
sen- und Frühverrentungsleistungen sol-
cher Beschäftigten einzurichten (Bred-
gaard 2004).

Es wird allerdings auf politischer Ebe-
ne zunehmend zur Kenntnis genommen,
dass das Flexjobprogramm finanziell zu lu-
krativ für alle beteiligten Parteien – die in
Flexjobs-Beschäftigten, die Behörden und
die Arbeitgeber – geworden ist. Die Regie-
rung hat deshalb ihre Absicht erklärt, das
Programm auf solche Personen zu be-
schränken, die weder die Voraussetzungen
für eine reguläre Beschäftigung noch für
den Bezug einer Berufsunfähigkeitsrente
erfüllen (Ministry of Finance 2007).

4
Fazit und Schluss-
folgerungen

Es gibt kaum empirische Belege für die
These, dass atypische Beschäftigung in Dä-
nemark üblicher oder gar typisch wird.
Vielmehr ist der Anteil von Selbstständigen
und Befristeten in den letzten zehn Jahren
sogar leicht zurückgegangen, während der
Anteil von Teilzeitarbeitern in der letzten
Zeit etwas zugenommen hat. Im Gegensatz
zu einer Reihe von anderen europäischen
Ländern ist der dänische Arbeitsmarkt wei-
terhin von einem dominierenden Kern in
regulärer Vollzeit tätiger Arbeitnehmer mit
unbefristeten Arbeitsverträgen und einer
viel kleineren und relativ stabilen Rand-
gruppe von atypischen Beschäftigungsver-
hältnissen gekennzeichnet. Hierzu zählen
Teilzeitarbeit, Befristung, Leiharbeit, Solo-
Selbstständigkeit und (als eine dänische
Besonderheit) Flexjobs.

Der vergleichsweise geringe Anteil von
atypischen Beschäftigungsverhältnissen in
Dänemark wird meist auf die liberale Ge-
setzgebung zum Kündigungsschutz zu-
rückgeführt. Ein liberaler Kündigungs-
schutz tendiert dazu, die Dynamik des Ar-
beitsmarktes zu erhöhen, und der scheint
die Risikoaversion der Arbeitgeber gegen-
über der Einstellung regulär Beschäftigter
zu vermindern. Das bedeutet, dass die Fle-
xibilisierungsbedürfnisse der Arbeitgeber
bei Einstellung und Entlassung mit norma-
len Beschäftigungsverhältnissen befriedigt
werden können und dass Arbeitgeber nicht
auf atypische Beschäftigungsformen aus-
weichen müssen, um extern numerisch fle-
xibel zu sein.

Trotzdem können ungefähr 15 % der
Erwerbstätigen als „atypisch“ Beschäftigte
(in Selbstständigkeit, Befristung, Leiharbeit
und Flexjobs) bezeichnet werden. Zusätz-
lich arbeiten ungefähr 25 % der Beschäftig-
ten in Teilzeit. Eine Unterkategorie der be-
fristeten Beschäftigten, die zunimmt, bil-
den die Leiharbeitnehmer. Ihr Anteil hat
sich in den letzten zehn Jahren verdreifacht,
wenn auch von einem relativ niedrigen
Ausgangsniveau aus.

6 Ungefähr 70 % der Selbstständigen sind Mitglied
eines Arbeitslosenversicherungsfonds, was nur et-
was unter dem Durchschnitt der abhängig Be-
schäftigten liegt (Madsen/Petersen 2000, S. 68).
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Obwohl sich Teilzeitarbeit zu einer re-
gulären und abgesicherten Form der Be-
schäftigung entwickelt hat, gaben einige
Teilzeitbeschäftigte an, in dieser Beschäfti-
gungsform festzustecken, weil sie keine
Aussicht auf eine Vollzeittätigkeit hätten.
Das Gleiche gilt für befristet Beschäftigte,
da ein Drittel von ihnen angab, dass sie 
einen befristeten Arbeitsvertrag eingegan-
gen sind, weil sie keine dauerhafte Anstel-
lung finden konnten. Frauen und Personen
mit niedrigem Bildungsniveau sind außer-
dem in Teilzeitarbeit und zeitlich befriste-
ten Beschäftigungsformen überrepräsen-
tiert. Selbstständigkeit scheint andererseits
keinen „Fluchtweg”aus der Arbeitslosigkeit
darzustellen, sondern beruht eher auf einer
freiwilligen individuellen Entscheidung –
vielleicht mit Ausnahme einiger Gruppen
von ausländischen Arbeitskräften.

Atypische Beschäftigung wird häufig mit
niedriger Arbeitsplatzsicherheit, schlech-
ten Arbeitsbedingungen und geringer Ent-
lohnung, reduzierten Ansprüchen auf so-
ziale Sicherungsleistungen, einem einge-
schränkten Zugang zum Lebenslangen 
Lernen und zu Maßnahmen der aktiven
Arbeitsmarktpolitik in Verbindung ge-
bracht. Dies scheint insgesamt für Däne-
mark nicht zuzutreffen. Die diversen atypi-
schen Beschäftigungsverhältnisse sind weit-
gehend durch die Kollektivverträge und
Gesetze erfasst und genießen somit einen
vergleichbaren Schutz wie Normalarbeits-
verhältnisse. Man kann argumentieren,
dass die dänische Flexicurity der regulären
Arbeitnehmerschaft auf die atypischen Be-
schäftigten ausgeweitet wurde.

Der dänische Fall kann als Beispiel
dafür dienen, dass die Entscheidung der
Arbeitgeber, auf atypisch Beschäftigte zu-
rückzugreifen, nicht nur von der Stärke des
Kündigungsschutzes für regulär Beschäf-
tigte beeinflusst wird, sondern auch von
dem Ausmaß und der Ausgestaltung der
sozialen Sicherung von irregulär Beschäf-
tigten. Wenn atypisch Beschäftigte von den
gleichen Gesetzen und Kollektivvereinba-
rungen wie gewöhnliche Arbeitnehmer ge-
schützt werden, sind die Anreize für Ar-

beitgeber, die Regulierung durch die Ein-
stellung atypisch Beschäftigter zu umgehen
– unter sonst gleichen Bedingungen –, ge-
ring. Folglich könnte anstatt der Lockerung
der Kündigungsschutzbestimmungen für
Normalarbeitsverhältnisse eine praktikable
Politikstrategie in Europa auch lauten, die
atypische Beschäftigung regulativ zu nor-
malisieren, um der zunehmenden Segmen-
tierung der Arbeitsmärkte entgegenzuwir-
ken, die in einer Reihe von europäischen
Staaten stattfindet. Als Nebeneffekt würde
diese Möglichkeit zweifelsohne auch auf
weniger politischen und sozialen Wider-
stand treffen und besser den Ansprüchen
der Erwerbspersonen in Europa an eine in-
dividuelle Lebensführung gerecht werden.

Es gibt nach unserer Ansicht mindes-
tens drei mögliche Erklärungen für die 
vergleichsweise niedrige Verbreitung von
atypischer Beschäftigung in Dänemark.
Erstens impliziert die Universalität des Sys-
tems des Einkommensschutzes, dass re-
guläre wie auch nicht standardisierte Er-
werbstätige von der Arbeitslosenversiche-
rung erfasst werden oder Sozialgeld zu fast
gleichen Bedingungen erhalten können.
Die relative Großzügigkeit der sozialen Si-
cherung erlaubt es den Arbeitnehmern,
Angebote atypischer und insbesondere
prekärer Beschäftigung abzulehnen. Zwei-
tens sind die Gewerkschaften vergleichs-
weise stark (hohe Gewerkschaftsdichte,
hohe Abdeckung mit Tarifverträgen und
vorhandene Fähigkeit, bindende Vereinba-
rungen mit Vertretern der Arbeitgeberseite
abzuschließen) und haben sich in der Ver-
gangenheit für die Reduzierung „atypi-
scher“ Beschäftigung eingesetzt. In letzter
Zeit sind sie allerdings auch dazu überge-
gangen, die soziale Sicherung der „aty-
pisch“ Beschäftigten zu verbessern, um 
ihre Mitglieder zu schützen. Darüber hi-
naus haben die relativ hohen Mindestlöh-
ne in Verbindung mit einer niedrigeren Ar-
beitsplatzsicherheit und hoher Beschäfti-
gungsmobilität einen sehr wettbewerbs-
fähigen und produktiven Arbeitsmarkt
geschaffen, auf dem im Gegensatz zu ande-
ren europäischen Ländern für Arbeitgeber

kaum Anreize existieren, auf „atypische“
Beschäftigung zurückzugreifen.

Allerdings ist die dänische Flexicurity
auch mit einigen Herausforderungen kon-
frontiert, die nicht unerwähnt bleiben sol-
len. Erstens nimmt die Universalität des 
Systems der Einkommenssicherung ab. In
den letzten Jahren sind die Sozialversiche-
rungsleistungen für einige Gruppen (wie
Ausländer) gekürzt worden. Außerdem
wurde die Höhe der Arbeitslosenversiche-
rungsleistungen seit den 1980er Jahren
nicht mehr ganz der Preis- und Lohnstei-
gerungsrate angepasst. Das könnte die
Großzügigkeit des Einkommensschutzes
für spezifische Gruppen, wie Flüchtlinge
und andere Ausländer oder auch Besser-
verdiener, infrage stellen. Im Zusammen-
hang hiermit verfolgt die aktive Arbeits-
marktpolitik zunehmend das Motto „Ar-
beit zuerst!“ anstelle von Qualifizierung,
was insbesondere in der neuen Philosophie
„jede Arbeit ist gute Arbeit” zum Ausdruck
kommt. Die Möglichkeit, atypische oder
prekäre Arbeit abzulehnen, wird zuneh-
mend eingeschränkt. Zweitens verliert die
Gewerkschaftsbewegung in Dänemark, wie
in anderen europäischen Ländern auch, an
Einfluss und könnte in Zukunft vielleicht
nicht mehr genug Stärke aufweisen, das
„dänische Modell” auf neue Formen von
atypischer Beschäftigung auszuweiten, ins-
besondere in neuen Industriesektoren und
im Hinblick auf die wachsende Zahl aus-
ländischer Arbeitskräfte vor allem aus den
neuen Beitrittsländern. Letztendlich kön-
nen auch die individualisierteren Lebens-
läufe und -stile nicht mehr so leicht mit ei-
nem Normalarbeitsverhältnis in Einklang
gebracht werden.

Wenn das politische Ziel ist, einen si-
cheren und flexiblen Arbeitsmarkt zu ge-
währleisten, wird die größte Herausforde-
rung darin bestehen, regulierte Mobilität
und reibungslose Übergänge zwischen ver-
schiedenen Positionen innerhalb und au-
ßerhalb des Arbeitsmarktes zu schaffen,
anstatt unregulierter Mobilität und Be-
schäftigung ohne Zukunftsaussichten Vor-
schub zu leisten.
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